
Einladung 
 

V.i.S.d.P.: DGB Ortsverband Schwalmstadt | Julia Römer (DGB-Region Nordhessen) | 34117 Kassel, Spohrstr. 6-8 

 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! 

Für Frieden und Abrüstung! 
 

Gedenkveranstaltung auf dem Waldfriedhof Trutzhain am 1. September 2019, Beginn: 17:00 Uhr 

 

 
Programm der Gedenkveranstaltung 80 Jahre nach Beginn des Zweiten Weltkriegs: 

Ansprache: Dekan Christian Wachter 

Biografien sowjetischer Kriegsgefangener, vorgetragen von Schüler*innen der Melanchthon-Schule Steinatal 

Musikalisches Rahmenprogramm 

Gedichte gegen den Krieg 

 

 

Aufruf des DGB zum Antikriegstag 2019 (Auszug): 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! 

Das ist die Antwort der Gewerkschaften auf das unermessliche Leid, das Nazi-Deutschland über die Welt gebracht hat 

als es am 1. September 1939 Polen überfiel und damit die Katastrophe des Zweiten Weltkriegs auslöste. 

Achtzig Jahre nach Beginn des grauenhaften Vernichtungskriegs der Nazis haben wir allen Anlass am Antikriegstag 

daran zu erinnern, wohin das Wiedererstarken von blindwütigem Nationalismus und Militarismus, von Menschenfeind-

lichkeit und Rassismus führen kann. Demokratie, Frieden und Freiheit sind keine Selbstverständlichkeit, sondern müs-

sen entschlossen verteidigt werden. Wir leben heute in einer Welt, in der unser Einsatz für eine starke Friedensbewe-

gung besonders gefordert ist. 

Die aktuelle Weltlage ist geprägt durch Unsicherheit und Instabilität. Wir werden nicht nur Zeuge, wie ein neuer Auf-

rüstungswahn um sich greift, sondern sehen uns mit einer neuen nuklearen Bedrohung konfrontiert. In einer Zeit, in 

der alle Atommächte dabei sind, ihre Nuklearwaffen zu modernisieren, steigen die USA aus dem Atomabkommen mit 

dem Iran aus und kündigen das Abkommen über nukleare Mittelstreckensysteme mit Russland. Auch die Bundesregie-

rung ist in der Verantwortung diesem Irrsinn Einhalt zu gebieten. 

Heute schon nimmt Deutschland den achten Platz bei den Rüstungsausgaben ein. Und das obwohl das Geld für öffent-

liche Investitionen an allen Ecken und Enden fehlt – ob nun für die Gestaltung der sozialökologischen Transformation 

durch Klimawandel und Digitalisierung, in der Alterssicherung und Pflege, beim sozialen Wohnungsbau, bei der Ent-

wicklung eines umfassenden Gesundheitssystems oder bei der Modernisierung von Schulen und dem Kita-Neubau. 

Statt mit Unsummen das Wettrüsten anzuheizen, fordern wir die Bundesregierung auf, die dafür vorgesehenen Mittel 

in ein sozial gerechtes Deutschland und Europa mit nachhaltigen Zukunftsperspektiven zu investieren. 

Soziale Gerechtigkeit und sichere Zukunftsperspektiven für alle – das ist zugleich die wirksamste Antwort auf die Spal-

tungs- und Ausgrenzungsparolen von Rechtsextremisten und Rechtspopulisten. Sie machen mobil gegen unsere Demo-

kratie und sagen unserer vielfältigen und weltoffenen Gesellschaft den Kampf an. Wie wenig die Rechtsextremisten 

dabei vor Gewalt und Terror zurückschrecken, hat erst jüngst der Mord an dem Kasseler Regierungspräsidenten Walter 

Lübcke verdeutlicht. 

  



 

Anfahrt: 

 

 


